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Prüfungsordnung der Universität Karlsruhe für den
Diplomstudiengang Wirtschaftsingenieurwesen

vom 15. November 2001

Aufgrund von § 51 Abs. 1 Satz 2 des Universitätsgesetzes hat der Senat der Universität Karlsruhe
am 23. Oktober 2001 die nachfolgende Prüfungsordnung für den Diplomstudiengang Wirt-
schaftsingenieurwesen beschlossen. Der Rektor hat seine Zustimmung am 15. November 2001
erteilt.
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Präambel

Aus Gründen der Lesbarkeit sind in dieser Prüfungsordnung die männliche und die weibliche
Sprachform nicht nebeneinander aufgeführt. Alle personenbezogenen Aussagen gelten stets für
Frauen und Männer.

1. Abschnitt: Allgemeines

§ 1  Zweck der Prüfung

Die Diplomprüfung bildet den berufsqualifizierenden Abschluss des Diplomstudienganges Wirt-
schaftsingenieurwesen.

§ 2  Diplomgrad

Ist die Diplomprüfung bestanden, wird der Diplomgrad „Diplom-Wirtschaftsingenieur“ bzw.      „Di-
plom-Wirtschaftsingenieurin“ (abgekürzt: „Dipl.-Wi.-Ing.“) verliehen.

§ 3  Aufbau, Dauer und Umfang des Studiums

(1) Das Studium gliedert sich in zwei Studienabschnitte. Der erste Studienabschnitt (Grundstudi-
um) wird mit der Diplom-Vorprüfung abgeschlossen, der zweite Studienabschnitt (Hauptstudium)
mit der Diplomprüfung.

(2) Die Regelstudienzeit im Studiengang Wirtschaftsingenieurwesen beträgt 10 Semester. Sie
umfasst das Grundstudium, das Hauptstudium, ein Betriebspraktikum und die Prüfungen ein-
schließlich der Diplomarbeit.

(3) Das Betriebspraktikum umfasst 26 Wochen und ist entsprechend den Richtlinien der Fakultät
zu absolvieren.

(4) Die Diplom-Vorprüfung ist in der Regel bis zum Ende des vierten Fachsemesters abzulegen.
Wer die Diplom-Vorprüfung einschließlich etwaiger Wiederholungen nicht bis zum Beginn des
Vorlesungszeitraums des siebten Fachsemesters abgelegt hat, verliert den Prüfungsanspruch, es
sei denn, dass er die Fristüberschreitung nicht zu vertreten hat; hierüber entscheidet der Prüfungs-
ausschuss auf Antrag des Prüflings.

(5) Im Rahmen der Diplom-Vorprüfung ist eine Orientierungsprüfung gemäß § 12 Abs. 3 abzule-
gen. Mit einer Orientierungsprüfung soll die Studienwahlentscheidung überprüft werden, um
eventuelle Fehlentscheidungen frühzeitig korrigieren zu können. Die Vorschriften des § 11 über die
Bewertung von Prüfungsleistungen sind anzuwenden. Die Orientierungsprüfung ist bis zum Ende
des Prüfungszeitraums des zweiten Fachsemesters abzulegen. Wer die Orientierungsprüfung
einschließlich einer etwaigen Wiederholung bis zum Ende des Prüfungszeitraums des 3. Fach-
semesters nicht abgelegt hat, verliert den Prüfungsanspruch, es sei denn, dass er die Fristüber-
schreitung nicht zu vertreten hat; hierüber entscheidet der Prüfungsausschuss auf Antrag des
Prüflings.

(6) Der zeitliche Gesamtumfang der für den erfolgreichen Abschluss des Studiums erforderlichen
Lehrveranstaltungen beträgt höchstens 180 Semesterwochenstunden.
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§ 4  Prüfungsausschuss

(1) Für die Organisation der Prüfungen und die weiteren durch die Prüfungsordnung zugewiesenen
Aufgaben wird ein Prüfungsausschuss gebildet. Er besteht aus fünf stimmberechtigten Mitglie-
dern: vier Professoren, Hochschul- oder Privatdozenten (davon müssen mindestens drei Professo-
ren sein), mindestens einem Vertreter des wissenschaftlichen Dienstes und einem Studierenden
mit beratender Stimme. Die Professoren müssen die Mehrheit der Stimmen haben. Die Amtszeit
des studentischen Mitglieds beträgt ein Jahr, die der übrigen Mitglieder zwei Jahre.

(2) In Angelegenheiten des Prüfungsausschusses, die eine an einer anderen Fakultät zu absolvie-
rende Prüfungsleistung betreffen, ist auf Antrag eines Mitgliedes des Prüfungsausschusses ein
fachlich zuständiger und von der betroffenen Fakultät zu benennender Professor, Hochschul- oder
Privatdozent hinzuzuziehen; er hat in diesen Punkten Stimmrecht.

(3) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses, darunter der Vorsitzende und sein Stellvertreter,
werden vom Fakultätsrat bestellt. Der Vorsitzende und sein Stellvertreter müssen Professoren
sein. Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses nimmt die laufenden Geschäfte wahr. Zur Ab-
wicklung seiner Aufgaben kann er sich durch ein Prüfungssekretariat unterstützen lassen.

(4) Der Prüfungsausschuss ist für alle Fragen der Prüfungsordnung zuständig. Er achtet darauf,
dass die Bestimmungen der Prüfungsordnung eingehalten werden. Er berichtet regelmäßig dem
erweiterten Fakultätsrat über die Entwicklung der Prüfungen und Studienzeiten einschließlich der
tatsächlichen Bearbeitungszeiten für die Diplomarbeit sowie über die Verteilung der Fach- und
Gesamtnoten. Er gibt Anregungen zur Reform der Studienpläne und Prüfungsordnungen.

(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der Abnahme der Prüfungen bei-
zuwohnen. Die Mitglieder des Prüfungsausschusses, die Prüfer und die Beisitzer unterliegen der
Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch den Vorsit-
zenden zur Verschwiegenheit zu verpflichten.

§ 5  Prüfer und Beisitzer

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfer und die Beisitzer. Er kann die Bestellung dem Vor-
sitzenden übertragen.

(2) Zur Abnahme von Hochschulprüfungen, die nicht semesterbegleitend in Verbindung mit einzel-
nen Lehrveranstaltungen durchgeführt werden, sind in der Regel nur Professoren, Hochschul- und
Privatdozenten sowie diejenigen wissenschaftlichen Mitarbeiter befugt, denen der Fakultätsrat die
Prüfungsbefugnis nach § 50 Abs. 4 Satz 3 des Universitätsgesetzes übertragen hat. Wissen-
schaftliche Assistenten, wissenschaftliche Mitarbeiter, Lehrbeauftragte und Lehrkräfte für besonde-
re Aufgaben können nur dann ausnahmsweise zu Prüfern bestellt werden, wenn Professoren und
Hochschuldozenten nicht in genügendem Ausmaß zur Verfügung stehen.

(3) Zum Beisitzer darf nur bestellt werden, wer in einem wirtschaftswissenschaftlichen Studien-
gang oder in dem zu prüfenden Fach eine entsprechende Diplomprüfung oder eine vergleichbare
Prüfung abgelegt hat.

§ 6  Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen im Diplomstudiengang Wirtschaftsin-
genieurwesen an einer Universität oder einer gleichgestellten Hochschule in Deutschland werden
ohne Gleichwertigkeitsprüfung angerechnet.

Dasselbe gilt für Diplom-Vorprüfungen.

Soweit bestandene Diplom-Vorprüfungen Fächer nicht enthalten, die an der Universität Karlsruhe
Gegenstand der entsprechenden Prüfung sind, ist die Anerkennung mit Auflagen möglich.



203

In der Regel kann nur höchstens die Hälfte der zu erbringenden Diplomprüfungsleistungen durch
angerechnete Leistungen ersetzt werden. Die Anrechnung der Diplomarbeit kann versagt werden.

(2) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen in anderen Studiengängen werden
angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt ist. Gleichwertigkeit ist festzustellen, wenn
Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen in Inhalt, Umfang und in den Anforde-
rungen denjenigen des entsprechenden Studiums an der Universität Karlsruhe im wesentlichen
entsprechen. Dabei ist kein schematischer Vergleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Ge-
samtbewertung vorzunehmen. Bei der Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und
Prüfungsleistungen, die außerhalb Deutschlands erbracht wurden, sind die von der Kultusminister-
konferenz und Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie die Ver-
einbarungen im Rahmen von Hochschulpartnerschaften zu beachten.

(3) Für Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen in staatlich anerkannten Fernstu-
dien an Universitäten oder gleichgestellten Hochschulen gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend.
Absatz 2 gilt außerdem auch für Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen an an-
deren Bildungseinrichtungen, insbesondere an staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsaka-
demien sowie an Fach- und Ingenieurschulen und Offiziershochschulen der ehemaligen Deut-
schen Demokratischen Republik.

(4) Über die Gleichwertigkeit von Studien- bzw. Prüfungsleistungen entscheidet der Prüfungsaus-
schuss. Er soll zuvor einen zuständigen Fachvertreter hören. Soweit es um die Gleichwertigkeit
von Studien- oder Prüfungsleistungen an ausländischen Hochschulen geht, kann die Zentralstelle
für ausländisches Bildungswesen gehört werden, falls keine Äquivalenzvereinbarungen bzw. Ab-
sprachen im Rahmen von Hochschulpartnerschaften vorliegen.

(5) Der Prüfungsausschuss entscheidet in Abhängigkeit von Art und Umfang der anzurechnenden
Studien- und Prüfungsleistungen über die Einstufung in ein höheres Fachsemester.

(6) Werden Studien- und Prüfungsleistungen angerechnet, so werden die Noten im Falle der Ver-
gleichbarkeit der Notensysteme in die Berechnung der Gesamtnote einbezogen. Bei unvergleich-
baren Notensystemen wird der Vermerk „anerkannt“ aufgenommen. Im Zeugnis wird die Anrech-
nung kenntlich gemacht.

(7) Die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die im Gel-
tungsbereich des Hochschulrahmengesetzes erbracht wurden, erfolgt von Amts wegen. Der Stu-
dent hat die für die Anrechnung erforderlichen Unterlagen vorzulegen.

§ 7  Versäumnis, Mutterschutz, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet, wenn der Prüfling zu ei-
nem Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht erscheint oder wenn er nach Beginn der Prüfung
ohne triftige Gründe von der Prüfung zurücktritt.

Dasselbe gilt, wenn der Prüfling eine schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebe-
nen Bearbeitungszeit erbringt. Die Abmeldung von einer schriftlichen (Teil-) Prüfung ohne Angabe
von Gründen ist bis zur Ausgabe der Prüfungsaufgaben möglich. Bei mündlichen Prüfungen muss
der Rücktritt spätestens drei Werktage vor dem betreffenden Prüfungstermin erklärt werden.

(2) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem Prüfer
unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit des Prüflings bzw.
eines von ihm allein zu versorgenden Kindes oder pflegebedürftigen Angehörigen kann die Vorla-
ge eines ärztlichen Attestes verlangt werden.

Werden die Gründe anerkannt, so soll der Prüfling die Prüfung zum nächstmöglichen Termin able-
gen. Die bereits vorliegenden Prüfungsergebnisse sind in diesem Falle anzurechnen.

(3) Werdende Mütter müssen in der Regel in den letzten sechs Wochen vor der Entbindung und
bis zum Ablauf von acht Wochen nach der Entbindung nicht an Prüfungen teilnehmen. § 9 Abs. 1
Satz 2 des Mutterschutzgesetzes (Regelung für Früh- und Mehrlingsgeburten) gilt entsprechend.
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Über die Inanspruchnahme der Mutterschutzfristen entscheidet der Prüfungsausschuss auf Antrag
der Studentin.

(4) Versucht der Prüfling, das Ergebnis einer Prüfungsleistung durch Täuschung oder Benutzung
nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht
ausreichend“ (5,0) bewertet. Ein Prüfling, der den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört,
kann von dem jeweiligen Prüfer oder Aufsichtführenden von der Fortsetzung der Prüfungsleistung
ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht ausrei-
chend“ (5,0) bewertet. In schwerwiegenden Fällen kann der Prüfungsausschuss den Prüfling von
der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen.

(5) Der Prüfling kann innerhalb von 14 Tagen verlangen, dass die Entscheidungen nach Absatz 4
Sätze 1 und 2 vom Prüfungsausschuss überprüft werden.

(6) Belastende Entscheidungen des Prüfungsausschusses sind dem Prüfling unverzüglich schrift-
lich mitzuteilen, zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

§ 8  Anmeldung und Zulassung zu den Prüfungen

(1) Der Prüfling muss zum Zeitpunkt der Zulassung zur Diplom-Vorprüfung oder Diplomprüfung an
der Universität Karlsruhe für den Studiengang Wirtschaftsingenieurwesen eingeschrieben sein.

(2) Der Antrag auf Zulassung zur Diplom-Vorprüfung oder Diplomprüfung ist fristgerecht auf dem
vorgeschriebenen Formblatt beim Prüfungsamt der Universität einzureichen. Der Antrag muss
enthalten:
1. eine kurze Darstellung des Lebenslaufes, insbesondere des Bildungsganges;
2. die Angabe der Studiensemester und der Hochschulen, an denen sie verbracht wurden.

(3) Dem Antrag sind folgende Anlagen beizufügen, sofern diese dem Studentensekretariat nicht
bereits vorliegen:
1. das Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife, einer einschlägigen fachgebundenen Hoch-

schulreife oder eine durch Rechtsvorschrift oder von der zuständigen staatlichen Stelle als
gleichwertig anerkannten Zugangsberechtigung;

2. das Studienbuch;
3. die in den Bestimmungen zur Diplom-Vorprüfung bzw. Diplomprüfung jeweils geforderten

Leistungsnachweise gemäß § 13 bzw. § 16 Abs. 1;
4. eine Erklärung darüber, ob der Prüfling im Studiengang Wirtschaftsingenieurwesen oder Ma-

sterprüfung oder eine Diplomprüfung in vergleichbaren Studiengängen bereits eine Diplom-
Vorprüfung, eine Bachelor- oder nicht bestanden hat, sich in einem Prüfungsverfahren befin-
det oder den Prüfungsanspruch in einem solchen Studiengang verloren hat. Der Fakultätsrat
beschließt und aktualisiert die Liste der vergleichbaren Studiengänge.

(4) Das Prüfungsamt der Universität nimmt die Prüfungsanmeldungen entgegen und stellt, wenn
die Voraussetzungen für die Zulassung erfüllt sind, die Zulassungsbescheinigung für die einzelnen
(Teil-) Prüfungen und die Diplomarbeit aus. Durch Vorlage dieser Zulassungsbescheinigung mel-
det sich der Prüfling zur Ablegung der betreffenden Prüfung verbindlich an.

(5) Die Zulassung darf nur abgelehnt werden, wenn
1. die Unterlagen unvollständig sind oder die in Absatz 1 genannte Voraussetzung nicht vorliegt,
2. der Prüfling den Prüfungsanspruch in einem der  unter Absatz 3 Nr. 4 fallenden Studiengänge

verloren hat oder sich in einem Prüfungsverfahren befindet,
3. die in § 13 bzw. § 16 Abs. 1 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind.

In Zweifelsfällen entscheidet der Prüfungsausschuss.

(6) Ist es dem Prüfling nicht möglich, eine nach Absatz 3 erforderliche Unterlage in der vorge-
schriebenen Weise beizufügen, kann der Prüfungsausschuss gestatten, den Nachweis auf andere
Art zu führen.
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§ 9  Durchführung der Prüfungen

(1) Die Prüfer nehmen Fachprüfungen in der Regel ab, wenn die Lehrinhalte des jeweiligen Prü-
fungsfachs im vorgesehenen vollen Umfang vermittelt worden sind. Der Prüfungsausschuss kann
auf Antrag des jeweiligen Prüfers eine Aufteilung der Fachprüfung dahingehend genehmigen, dass
Prüfungen über Teilgebiete oder Einzelveranstaltungen eines Faches abgehalten werden können.

(2) Nach dem ersten gewerteten Prüfungsversuch können die Studierenden das geprüfte Fach
oder (Teil-)Gebiet nicht mehr wechseln.

(3) Lehrinhalte eines Prüfungsfaches oder -gebietes oder einzelner Lehrveranstaltungen dürfen
nur einmal Gegenstand einer Prüfung sein (ausgenommen die Wiederholungsprüfung nach § 10).

(4) Der Prüfer legt die Art der zu erbringenden Prüfungsleistungen (z.B. Klausur, mündliche Prü-
fung, Projektarbeit) fest. Er macht diese rechtzeitig, mindestens sechs Wochen vor der Prüfung,
bekannt.

(5) Im Einvernehmen mit dem Prüfer kann der Prüfling eine in der Regel schriftlich zu erbringende
Prüfungsleistung auch mündlich ablegen.

(6) Schriftliche Prüfungsleistungen sind in der Regel von zwei Prüfern zu bewerten, von denen
einer Professor sein muss. Die Note ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewer-
tungen. Das Bewertungsverfahren soll vier Wochen nicht überschreiten.

(7) Mündliche Prüfungen sind von mehreren Prüfern (Kollegialprüfung) oder von einem Prüfer in
Gegenwart eines Beisitzers als Gruppen- oder Einzelprüfungen abzunehmen. Die wesentlichen
Gegenstände und Ergebnisse einer mündlichen Prüfung sind in einem Protokoll festzuhalten. Das
Ergebnis der Prüfung ist dem Prüfling jeweils im Anschluss an die mündliche Prüfung bekannt zu
geben.

(8) Studierende, die sich in einem späteren Prüfungszeitraum der gleichen Prüfung unterziehen
wollen, werden entsprechend den räumlichen Verhältnissen als Zuhörer bei mündlichen Prüfungen
zugelassen. Die Zulassung erstreckt sich nicht auf die Beratung und die Bekanntgabe der Prü-
fungsergebnisse. Aus wichtigen Gründen oder auf Antrag des Prüflings ist die Zulassung zu ver-
sagen.

(9) Die Dauer der Prüfungen richtet sich nach dem Umfang des jeweils zu prüfenden Stoffes.
Schriftliche Prüfungen dauern mindestens 60 und höchstens 240 Minuten. Die Mindestdauer für
mündliche Prüfungen beträgt 15 Minuten.

(10) Soweit Prüfungen in Fächern aus Studiengängen außerhalb der Fakultät für Wirtschaftswis-
senschaften abzulegen sind, finden in Bezug auf die Durchführung der Prüfungen die Prüfungs-
ordnungen der betreffenden Studiengänge Anwendung.

§ 10  Wiederholung von Prüfungen

(1) Prüflinge können eine nicht bestandene Prüfung (bzw. Teilprüfung) einmal wiederholen. Wird
eine schriftliche Wiederholungsprüfung mit „nicht ausreichend“ bewertet, so findet eine mündliche
Nachprüfung im zeitlichen Zusammenhang mit dem Termin der Wiederholungsprüfung statt. Die
Bewertung der Leistung wird in diesem Falle von den Prüfern der mündlichen Prüfung unter Be-
rücksichtigung der schriftlichen Leistung festgesetzt.

Fehlversuche an anderen Hochschulen sind anzurechnen.

(2) Die Wiederholungsprüfung soll zum nächstmöglichen Prüfungstermin abgelegt werden, sie
muss jedoch spätestens binnen eines Jahres erfolgen. Bei Versäumnis dieser Wiederholungsfrist
erlischt der Prüfungsanspruch, es sei denn, der Prüfling hat das Versäumnis nicht zu vertreten.

(3) Zweitwiederholungen von (Teil-)Prüfungen sind in Ausnahmefällen zulässig. Hierüber ent-
scheidet der Rektor. Der Prüfling reicht einen entsprechenden Antrag beim Prüfungsausschuss
ein. Der Prüfungsausschuss leitet den Antrag mit einer Stellungnahme versehen an den Rektor
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weiter. Für die Prüfungen im Rahmen der Orientierungsprüfung ist eine Zweitwiederholung ausge-
schlossen.

(4) Hat der Prüfling eine Fachprüfung nicht bestanden, so sind ihm Umfang und Fristen von Wie-
derholungsprüfungen in geeigneter Weise bekannt zu machen.

(5) Die Wiederholung einer bestandenen (Teil-) Prüfung ist nicht zulässig.

(6) Die Diplomarbeit kann bei einer Bewertung mit „nicht ausreichend“ einmal wiederholt werden.
Eine Rückgabe des Themas der Diplomarbeit gemäß § 17 Abs. 5 Satz 3 ist nur dann zulässig,
wenn der Prüfling bei der Anfertigung der ersten Diplomarbeit von dieser Möglichkeit keinen Ge-
brauch gemacht hat. Eine zweite Wiederholung der Diplomarbeit ist ausgeschlossen.

(7) Leistungsnachweise (Scheine) nach § 13 und § 16 können vom Prüfling mehrfach wiederholt
werden. § 3 Abs. 2 u. 3 bleibt davon unberührt.

§ 11  Bewertung der Prüfungsleistungen, Bildung der Fachnoten und der Gesamtnote

(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüfern festgesetzt.
Der Prüfungsausschuss kann im Einvernehmen mit den zuständigen Prüfern die erzielte Fachnote
um einen Wert bis 0,4 in der Diplom-Vorprüfung und bis 1,0 in der Diplomprüfung verbessern,
wenn die Abweichung auf Grund von erbrachten Studienleistungen (z.B. Studienarbeit, Seminar-
leistungen) den Leistungsstand des Prüflings besser kennzeichnet und die Prüfung ohnehin be-
standen ist.

(2) Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden:
 1 = „sehr gut“ = eine hervorragende Leistung;
 2 = „gut“ = eine Leistung, die erheblich über den durchschnittlichen Anforderungen liegt;
 3 = „befriedigend“ = eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen entspricht;
 4 = „ausreichend“ = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den Anforderungen genügt;
 5 = „nicht ausreichend“ = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen nicht

mehr genügt.

Zur differenzierten Bewertung können Zwischenwerte durch Erniedrigen oder Erhöhen der einzel-
nen Noten um 0,3 gebildet werden; die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 sind dabei ausgeschlossen.

(3) Werden in einem Fach Teilprüfungen durchgeführt, so gehen die Noten dieser Teilprüfungen in
die Fachnote mit einem Gewicht proportional zum Umfang der geprüften Vorlesungen ein. Nähe-
res regelt der Studienplan.

(4) Eine Teilprüfung ist bestanden, wenn die Note mindestens „ausreichend“ (4,0) ist.

(5) Eine Fachprüfung ist in der Regel nur bestanden, wenn alle Teilprüfungen bestanden sind.

Bei der Aufteilung eines der in § 12 Abs. 2 bzw. § 15 Abs. 3 genannten Prüfungsfächer in Teilprü-
fungen kann von den Prüfern die Regelung getroffen werden, dass nicht ausreichende Einzelprü-
fungsleistungen durch besser bewertete ausgeglichen werden können. Eine Fachprüfung ist in
diesem Falle nur bestanden, wenn die Fachnote mindestens „ausreichend“ (bis 4,0) ist. Die Mög-
lichkeit und Art und Weise einer Kompensation der Prüfungsleistung wird im Studienplan festge-
legt und mindestens 6 Wochen vor Prüfungstermin bekanntgegeben.

(6) Die Fachnote lautet:
 bei einem Durchschnitt bis 1,5 „sehr gut“
 bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5 „gut“
 bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5 „befriedigend“
 bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0 „ausreichend“
 bei einem Durchschnitt über 4,0 „nicht ausreichend“
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(7) Die Diplom-Vorprüfung ist bestanden, wenn sämtliche Fachprüfungen nach § 12 Abs. 2 be-
standen sind. Die Gesamtnote der Diplom-Vorprüfung errechnet sich aus dem arithmetischen
Mittel der Noten nach Absatz 2 bzw. aus den ungerundeten gewichteten Mittelwerten nach Ab-satz
3.

(8) Die Diplomprüfung ist bestanden, wenn sämtliche Fachnoten nach § 15 Abs. 3 und die Be-
wertung der Diplomarbeit mindestens „ausreichend“ (bis 4,0) sind.

(9) Die Gesamtnote einer bestandenen Diplomprüfung errechnet sich aus dem gewichteten
Durchschnitt der Fachnoten und der Bewertung der Diplomarbeit. Dabei gehen die Diplomarbeit
mit dem Gewicht 2 und die Prüfungsfächer jeweils mit dem Gewicht 1 ein. Ist das rechnerische
Ergebnis der Gesamtnote 1,25 oder besser, wird das Gesamturteil „mit Auszeichnung“ erteilt.

(10) Bei der Bildung der Fachnoten und der Gesamtnote wird nur die erste Dezimalstelle hinter
dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen.

Die Gesamtnote einer bestandenen Prüfung lautet:
bei einem Durchschnitt bis 1,5 „sehr gut“
bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5 „gut“
bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5 „befriedigend“
bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0 „ausreichend“

2. Abschnitt: Diplom-Vorprüfung

§ 12  Ziel und Umfang der Diplom-Vorprüfung

(1) Durch die Diplom-Vorprüfung soll der Prüfling nachweisen, dass er sich mit den wissenschaftli-
chen Methoden und inhaltlichen Grundlagen des Faches vertraut gemacht hat, die erforderlich
sind, um das weitere Studium mit Erfolg zu betreiben.

(2) Zur Diplom-Vorprüfung sind die folgenden Fachprüfungen abzulegen:
1. Betriebswirtschaftslehre mit den Teilprüfungen

- Allgemeine BWL I
- Allgemeine BWL II

2. Volkswirtschaftslehre mit den Teilprüfungen
- VWL I
- VWL II

3. Statistik mit den Teilprüfungen
- Statistik I
- Statistik II

4. Mathematik mit den Teilprüfungen
- Mathematik 1/2
- Mathematik 3
- Mathematik 4

5. Informatik mit den Teilprüfungen
- Grundlagen der Informatik I
- Grundlagen der Informatik II

6. Operations Research mit einer Prüfung über
- Operations Research I/II

7. Ingenieurwissenschaften mit den Teilprüfungen
- Werkstoffkunde I
- Stoffumwandlungen und Bilanzen
- Elektrotechnik I
- Technische Mechanik I
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8. Ingenieurwissenschaftliches Wahlpflichtfach:
(Teil-)prüfungen über einen Stoffumfang von mindestens 6 SWS aus einem vom erweiterten
Fakultätsrat beschlossenen Katalog (gemäß Studienplan).

(3) Im Rahmen der Orientierungsprüfung sind folgende, nach Absatz 2 vorgesehene Prüfungslei-
stungen der Diplom-Vorprüfung zu erbringen:
1. Volkswirtschaftslehre (Abs. 2 Nr.2):

die Teilprüfung Volkswirtschaftslehre I;
2. Statistik (Abs. 2 Nr. 3):

die Teilprüfung Statistik I.

§ 13  Fachliche Zulassungsvoraussetzungen zur Diplom-Vorprüfung

Voraussetzung für die Zulassung zur Diplom-Vorprüfung ist außer den in § 8 geforderten Voraus-
setzungen bzw. Unterlagen der jeweilige Nachweis (Schein) über die erfolgreiche Teilnahme an
folgenden Lehrveranstaltungen:
1. Rechnungswesen I für die Prüfung im Fach Betriebswirtschaftslehre
2. Mathematik 1 für die Prüfung in Mathematik 1/2
3. Programmieren I für die letzte Teilprüfung im Fach Informatik.

Eine erfolgreiche Teilnahme ist gegeben, wenn eine im Anschluss an die betreffenden Vorlesun-
gen stattfindende schriftliche oder mündliche Prüfung bestanden wurde.

§ 14  Vordiplomzeugnis

(1) Über die bestandene Diplom-Vorprüfung ist unverzüglich, möglichst innerhalb von vier Wochen
ein Zeugnis auszustellen, das die in den Fachprüfungen erzielten Noten und die Gesamtnote ent-
hält. Im ingenieurwissenschaftlichen Wahlpflichtfach (vgl. § 12 Abs. 2 Nr. 8) sind auch die Noten
der Teilprüfungen auszuweisen. Das Zeugnis wird unter dem Datum der letzten Prüfungsleistung
ausgestellt und vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnet.

(2) Ist die Diplom-Vorprüfung nicht bestanden oder gilt sie als nicht bestanden, so erteilt der Vor-
sitzende des Prüfungsausschusses dem Prüfling hierüber einen schriftlichen Bescheid, der auch
darüber Auskunft gibt, in welchem Umfang und gegebenenfalls innerhalb welcher Frist die Diplom-
Vorprüfung wiederholt werden kann.

(3) Der Bescheid über die nicht bestandene Diplom-Vorprüfung ist mit einer Rechtsbehelfsbeleh-
rung zu versehen.

(4) Hat der Prüfling die Diplom-Vorprüfung nicht bestanden, wird ihm auf Antrag und gegen Vorla-
ge der entsprechenden Nachweise eine schriftliche Bescheinigung ausgestellt, welche die er-
brachten Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die zur Diplom-Vorprüfung noch fehlenden
Prüfungsleistungen enthält und erkennen lässt, dass die Diplom-Vorprüfung nicht bestanden ist.

3. Abschnitt: Diplomprüfung

§ 15  Ziel und Umfang der Diplomprüfung

(1) Durch die Diplomprüfung wird festgestellt, ob der Prüfling die Zusammenhänge seines Faches
überblickt, die Fähigkeit besitzt, wissenschaftliche Methoden und Erkenntnisse anzuwenden, und
die für den Übergang in die Berufspraxis notwendigen gründlichen Fachkenntnisse erworben hat.

(2) Die Diplomprüfung besteht aus
a) der Diplomarbeit
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b) sechs Fachprüfungen über einen Stoffumfang von jeweils mindestens zwölf Semesterwochen-
stunden.

(3) Die Fachprüfungen werden in folgenden Fächern abgelegt:
1. Betriebswirtschaftslehre
2. Volkswirtschaftslehre oder

Betriebswirtschaftslehre/Volkswirtschaftslehre (jeweils ein Teilgebiet im Umfang von minde-
stens 8 SWS)

3. Ingenieurwissenschaften
4. Ingenieurwissenschaften oder

Informatik
5. Informatik/Operations Research (jeweils im Umfang von mindestens 6 SWS) oder

Operations Research
6. Wahlpflichtfach:

Informatik
Operations Research
Betriebswirtschaftslehre
Volkswirtschaftslehre
Ingenieurwissenschaft
Statistik
Recht
Soziologie

Im Wahlpflichtfach können Teilgebiete aus zwei Fächern kombiniert werden (Ausnahme: Recht
und Soziologie). Die Fachvertreter schlagen sinnvolle Kombinationen vor. Auf Antrag sind wei-
tere Fächer im Wahlpflichtbereich wählbar.

Mindestens in einem der Fächer nach Absatz 3 Nr. 4 und 5 muss Informatik gewählt werden.

(4) Für jedes Prüfungsfach gibt es einen vom erweiterten Fakultätsrat beschlossenen Katalog von
Einzelprüfungen bzw. Prüfungsgebieten, aus dem der Prüfling zu wählen hat. Näheres regelt der
Studienplan.

Mit Zustimmung des Prüfungsausschusses können auf Antrag auch andere ingenieurwissen-
schaftliche Gebiete als die im Studienplan genannten gewählt werden.

§ 16  Fachliche Zulassungsvoraussetzungen zur Diplomprüfung

(1) Zur Diplomprüfung kann zugelassen werden, wer neben den in § 8 genannten Voraussetzun-
gen den Nachweis über die bestandene Diplom-Vorprüfung oder eine als gleichwertig angerech-
nete Prüfungsleistung erbracht hat.

Eine Zulassung zu höchstens zwei Fachprüfungen der Diplomprüfung kann abweichend hiervon
im Ausnahmefall erfolgen, falls die Diplom-Vorprüfung bis auf eines der Prüfungsfächer bestanden
ist und die Zulassungsvoraussetzungen gemäß § 13 nachgewiesen sind. Im beantragten Fach
muss die Diplom-Vorprüfung abgelegt worden sein.

(2) Die Anmeldung zur Diplomarbeit kann erst erfolgen, wenn alle Fachprüfungen nach § 15 Abs. 3
abgelegt und die Voraussetzungen gemäß Absatz 3 erfüllt sind. Auf Antrag des Prüflings und mit
Zustimmung des Betreuers der Diplomarbeit kann der Prüfungsausschuss Ausnahmen genehmi-
gen.

(3) Eine Zulassung zur letzten Diplomprüfungsleistung erfolgt nur, wenn nachstehende Studienlei-
stungen erbracht sind:

1. die erfolgreiche Teilnahme an drei Seminaren oder Studien- bzw. Projektarbeiten; mindestens
ein Seminar muss an der Fakultät für Wirtschaftswissenschaften erbracht werden; höchstens
zwei Seminare können durch je eine Studien- bzw. Projektarbeit ersetzt werden;

2. ein Betriebspraktikum entsprechend den Richtlinien der Fakultät für Wirtschaftswissenschaften;
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3. die erfolgreiche Teilnahme an der Veranstaltung “Programmierung kommerzieller Systeme“.

§ 17  Diplomarbeit

(1) Die Diplomarbeit soll zeigen, dass der Prüfling in der Lage ist, ein Problem aus seiner Fach-
richtung selbständig und in begrenzter Zeit nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten.

(2) Die Diplomarbeit kann von jedem Professor, Hochschul- oder Privatdozenten der Fakultät so-
wie von den wissenschaftlichen Mitarbeitern, denen die Prüfungsbefugnis vom Fakultätsrat nach
§ 50 Abs. 4 Satz 3 UG übertragen worden ist, vergeben und betreut werden. Soll die Diplomarbeit
außerhalb der Fakultät angefertigt werden, so bedarf dies der Genehmigung des Prüfungsaus-
schusses. Dem Prüfling ist Gelegenheit zu geben, für das Thema Vorschläge zu machen. Die Di-
plomarbeit kann auch in Form einer Gruppenarbeit zugelassen werden, wenn der als Prüfungslei-
stung zu bewertende Beitrag des einzelnen Prüflings aufgrund objektiver Kriterien, die eine ein-
deutige Abgrenzung ermöglichen, deutlich unterscheidbar ist und die Anforderungen nach Absatz
1 erfüllt.

(3) Wenn die Voraussetzungen gemäss § 16 Abs. 2 und Abs. 3 erfüllt sind, sorgt der Vorsitzende
des Prüfungsausschusses auf Antrag des Prüflings dafür, dass dieser innerhalb von vier Wochen
nach Antragstellung von einem Betreuer ein Thema für die Diplomarbeit erhält. Die Ausgabe des
Themas der Diplomarbeit erfolgt in diesem Fall über den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses.

(4) Thema, Aufgabenstellung und Umfang der Diplomarbeit sind vom Betreuer so zu begrenzen,
dass die Frist zur Bearbeitung eingehalten werden kann.

(5) Die Bearbeitungsdauer beträgt 6 Monate. Der Zeitpunkt der Ausgabe des Diplomarbeitsthemas
und der Zeitpunkt der Abgabe der Diplomarbeit sind aktenkundig zu machen. Der Prüfling kann
das Diplomarbeitsthema nur einmal und nur innerhalb der ersten zwei Monate der Bearbeitungs-
zeit zurückgeben. Auf begründeten Antrag des Prüflings kann der Prüfungsausschuss die Bear-
beitungszeit im Einzelfall um höchstens drei Monate verlängern. Wird die Diplomarbeit nicht frist-
gerecht abgeliefert, gilt sie als mit „nicht ausreichend“ bewertet, es sei denn, dass der Kandidat
das Versäumnis nicht zu vertreten hat; § 7 Abs. 3 gilt entsprechend.

(6) Die Diplomarbeit ist vom Prüfling mit folgender Erklärung zu versehen: »Ich versichere hiermit
wahrheitsgemäß, die Arbeit selbständig angefertigt, alle benutzten Hilfsmittel vollständig und ge-
nau angegeben und alles kenntlich gemacht zu haben, was aus Arbeiten anderer unverändert oder
mit Abänderung entnommen wurde.«

(7) Die Diplomarbeit wird vom Betreuer sowie in der Regel von einem weiteren Prüfer bewertet.
Einer der Prüfer muss Professor sein. Bei nicht übereinstimmender Beurteilung der beiden Prüfer
setzt der Prüfungsausschuss im Rahmen der Bewertungen der beiden Prüfer die Note der Diplo-
marbeit fest. Der Bewertungszeitraum soll sechs Wochen nicht überschreiten.

§ 18  Zusatzfach

(1) Der Prüfling kann sich bis zur Abgabe der Diplomarbeit in weiteren als den vorgeschriebenen
Fächern einer Prüfung unterziehen (Zusatzfächer). § 3 bleibt unberührt.

(2) Das Ergebnis der Prüfung in diesen Fächern wird auf Antrag des Prüflings in das Zeugnis auf-
genommen, jedoch bei der Festsetzung der Gesamtnote nicht mit einbezogen.

§ 19  Diplomzeugnis

(1) Nach bestandener Diplomprüfung erhält der Prüfling ein Zeugnis, in welchem die Ergebnisse
der Prüfungsfächer bzw. der Prüfungsgebiete genannt sind. In das Zeugnis wird auch das Thema
der Diplomarbeit und deren Note aufgenommen. Als Datum des Zeugnisses ist der Tag anzuge-
ben, an dem die letzte Prüfungsleistung erbracht worden ist.
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Das Diplomzeugnis wird vom Dekan und vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unter-
zeichnet und mit dem Siegel der Fakultät für Wirtschaftswissenschaften versehen.

(2) Hat der Prüfling bestimmte, vom erweiterten Fakultätsrat beschlossene und im Studienplan
beschriebene Kombinationen von Prüfungsleistungen gewählt, so wird dies nach bestandener
Diplomprüfung in Form eines Zertifikats bescheinigt, das vom Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses unterzeichnet ist.

(3) Im übrigen gilt § 14 entsprechend.

§ 20  Diplomurkunde

(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird dem Prüfling eine Diplomurkunde ausgehändigt. Darin wird
die Verleihung des akademischen Diplomgrades beurkundet.

(2) Die Diplomurkunde wird vom Rektor und dem Dekan unterzeichnet und mit dem Siegel der
Universität Karlsruhe versehen. Sie trägt das Datum des Zeugnisses.

4. Abschnitt: Schlussbestimmungen

§ 21  Ungültigkeit der Diplom-Vorprüfung und der Diplomprüfung

(1) Hat der Prüfling bei einer Prüfung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach der Aushändi-
gung des Zeugnisses bekannt, so kann der Prüfungsausschuss nachträglich die betroffenen Noten
entsprechend berichtigen und die Prüfung ganz oder teilweise für „nicht bestanden“ erklären.

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung nicht erfüllt, ohne dass der
Prüfling hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeug-
nisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der Prüfung geheilt. Hat der Prüfling
die Zulassung vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, so entscheidet der Prüfungsausschuss.

(3) Dem Prüfling ist vor einer Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 Gelegenheit zur
Äußerung zu geben.

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erstellen.
Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren ab dem
Datum des Prüfungszeugnisses ausgeschlossen. Mit dem unrichtigen Prüfungszeugnis ist auch
die Diplomurkunde einzuziehen, wenn die Prüfung aufgrund einer Täuschung für nicht bestanden
erklärt wurde.

§ 22  Einsicht in die Prüfungsakten, Aufbewahrung von Prüfungsakten

(1) Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungsverfahrens ist dem Prüfling auf Antrag
Einsicht in die ihn betreffenden Prüfungsakten zu gewähren. Der Vorsitzende des Prüfungsaus-
schusses bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme.

Kann der Prüfling einen festgesetzten Termin zur Einsichtnahme nicht wahrnehmen, muss er dies
gegenüber dem Prüfungsausschuss anzeigen und begründen. Der Prüfungsausschuss entschei-
det über eine weitere Gelegenheit zur Einsichtnahme.

(2) Prüfungsunterlagen sind mindestens fünf Jahre aufzubewahren.
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§ 23  Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen

(1) Diese Prüfungsordnung tritt zum 1. Oktober 2001 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Prüfungsordnung der Universität Karlsruhe für den Diplomstudiengang
Wirtschaftsingenieur vom 17. Oktober 1983 (W. u. K. 1984, S. 21), zuletzt geändert mit Satzung
vom 12. September 2000 (W., F. u. K. 2000, S. 1071), außer Kraft, behält jedoch Gültigkeit bis
zum 30. September 2006 für Prüflinge, die auf Grundlage dieser Ordnung ihr Studium an der Uni-
versität Karlsruhe aufgenommen haben.

(3) Die unter Absatz 2 fallenden Prüflinge können sich für eine Prüfungsabnahme unter den Be-
dingungen dieser Prüfungsordnung entscheiden. Die Erklärung muss schriftlich erfolgen und ist
unwiderruflich. Der Prüfungsausschuss regelt die Zulassungsbedingungen für einen Wechsel.

Karlsruhe, den 15. November 2001

Prof. Dr.-Ing. Dr.-Ing. E.h. Dr. h.c. mult. S. Wittig, Rektor


